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Die Geschichte der europäischen Einigung ist auch eine Ge-
schichte der britisch-französischen Gegensätze. Das gilt für die
Frühphase mit ihren Auseinandersetzungen über Supranationali-
tät oder intergouvernementale Zusammenarbeit, für die Konflik-
te um das britische Freihandelszonenkonzept Ende der fünfziger
Jahre, für die sechziger Jahre, als General de Gaulle zweimal den
Beitritt des Vereinigten Königreiches zur EWG blockierte oder
die Streitigkeiten der siebziger und achtziger Jahre über den
Haushalt oder die Gemeinsame Agrarpolitik der EG. In all die-
sen Kontroversen war Frankreich der Hauptgegenspieler des Ver-
einigten Königreiches. Großbritannien wird in der Literatur als
der „insulare Außenseiter“ der Gemeinschaft1, Frankreich hinge-
gen als die westeuropäische Führungsmacht mit langfristigen Vi-
sionen und „sehr bestimmte(n) Vorstellungen von einer eigenen
Identität Europas“2 betrachtet. 
Die Antrittsvorlesung will vergleichend Voraussetzungen,
Grundlagen und Grundzüge der Integrations- und Europapolitik
Großbritanniens und Frankreichs seit dem Zweiten Weltkrieg
herausarbeiten. Sie versucht zu zeigen, daß beide Länder in ihrer
Europapolitik unterschiedlichen Leitbildern gefolgt sind. Sie wa-
ren Repräsentanten unterschiedlicher Formen europäischer Inte-
gration und die Anwälte gegensätzlicher Vorstellungen von Eu-
ropa und seiner Rolle in der Welt. Die Auseinandersetzungen zwi-
schen Großbritannien und Frankreich waren nicht bloß Ausdruck
ihres Kampfes um die Führung in Westeuropa. Als solcher wer-
den sie in der Regel von der Literatur gedeutet. Hinter ihnen ver-
bargen sich tiefere Konflikte, die für die westeuropäische Eini-
gung grundsätzliche Bedeutung gehabt und ihre Geschichte ge-
prägt haben.
Die Analyse erfolgt auf vier Ebenen. Untersucht werden (I) die
Voraussetzungen und Antriebskräfte der Integrations- und Euro-
papolitik beider Länder in der frühen Nachkriegszeit; (II) die
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Konzeptionen und Formen europäischer Integration; (III) die
Vorstellungen Frankreichs und Großbritanniens von den Institu-
tionen und der Institutionalisierung europäischer Kooperation
und Integration; (IV) die Außenbeziehungen und die Auffassun-
gen beider Länder von der Rolle Europas in der Welt.
Eine methodische Vorbemerkung: Im Unterschied zur föderali-
stischen Perspektive, die von einem vorgegebenen, den Akteuren
bewußten Gemeinschaftsinteresse ausgeht, werden hier die na-
tionalen Einheiten zur Grundlage der Analyse gemacht. Gefragt
wird - im Anschluß an Stanley Hoffmann3 - nach den inneren und
äußeren Zielen der Nationalstaaten, nach dem Gewicht externer
und internationaler Faktoren, schließlich nach dem institutionel-
len Zusammenspiel zwischen den Akteuren. Weit stärker als es
Außenpolitik ohnehin ist, ist Integrations- und Europapolitik In-
nenpolitik und von ihr nicht zu trennen, zielt sie doch - und das
ist neu - auf die Schaffung von Gemeinschaftsstrukturen, die na-
tionale Systeme stützen, ergänzen oder gar ersetzen sollen. In sie
fließen in der einen oder anderen Form Antriebskräfte und Fak-
toren ein, die nicht nur die Außenpolitik, sondern die Funktions-
bedingungen und Arbeitsweise nationaler politischer Systeme
und ihre Innenpolitik prägen.
I.
Von Frankreich sind in der Frühphase der europäischen Einigung
starke Impulse zur politischen und wirtschaftlichen Integration
Westeuropas ausgegangen. Die französische Regierung hat die
von der Europäischen Einigungsbewegung auf der Haager Kon-
ferenz von 1948 initiierten Pläne aufgegriffen. Die Europäische
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), der Pleven-Plan zum
Aufbau einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG),
weithin auch die Europäische Atomgemeinschaft entsprangen
französischen Initiativen. Die britische Regierung hat diese In-
itiativen abgelehnt. Sie hat die Pläne der Europäischen Bewegung
ihrer weiterführenden integrationspolitischen Ziele entkleidet.
Der EGKS und der EWG ist Großbritannien zunächst fernge-
blieben.
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Die britische Regierung - das ist wichtig - kehrte Europa jedoch
keineswegs den Rücken. Die überkommene Europapolitik än-
derte sich, wurde der durch den Kalten Krieg gewandelten inter-
nationalen Konstellation angepaßt. Die „unity“ Europas, nicht
mehr wie so oft in der Vergangenheit die „disunity“ , war das Ziel
britischer Politik. Die neuere Forschung hat gezeigt, daß die bri-
tische Regierung, insbesondere Außenminister Bevin, den Ver-
hältnissen auf dem Festland ein hohes Maß an Aufmerksamkeit
schenkte und aktiv die europäischen Verhältnisse zu gestalten
suchte. Anfang 1948 scheint er auf die Schaffung einer von Groß-
britannien geführten Dritten Kraft gezielt zu haben, die Europa
Unabhängigkeit von den USA und Sicherheit vor der Sowjet-
union geben sollte. Die britische Regierung spielte eine Schlüs-
selrolle bei der Umsetzung des Marshall-Planes, initiierte den
Brüsseler Pakt und war treibende Kraft bei der Gründung der
NATO. Politische Stabilität, wirtschaftliche Rekonstruktion und
militärische Sicherheit: das waren die Ziele, die Großbritannien
mit seinem Engagement in Westeuropa anstrebte. Diese Ziele
aber waren - hier liegt ein zentraler Unterschied zu Frankreich vor
- ohne supranationale Integration zu erreichen. Lockere Formen
intergouvernementaler Kooperation wie die Organisation für
Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) oder der
Europarat wurden bejaht, die vertraglich festgelegte Abtretung
nationaler Souveränität aber abgelehnt. Wie ist der britisch-fran-
zösische Unterschied zu erklären? 
Trotz zahlreicher Gemeinsamkeiten war die Ausgangslage beider
Länder 1945 höchst unterschiedlich. Diese Unterschiede werden
in einem Großteil der mit der britischen Politik der Nachkriegs-
zeit scharf ins Gericht gehenden Literatur unzureichend oder gar
nicht gewürdigt. Die kritischen Bewertungen sind oft stark vom
Leitbild der supranationalen Integration geleitet und werden dem
Zeitkontext nicht gerecht, so etwa, wenn Walter Lipgens der La-
bour-Regierung und Außenminister Bevin „historisch verhäng-
nisvolles Sich-versagen“ vorwirft4, als sie die Schaffung eines eu-
ropäischen Bundesstaates verwarfen. Um die wichtigsten Unter-
schiede zu nennen:
Ein näherer Blick zeigt (1) große Unterschiede in der Struktur,
Funktion und Bedeutung der Kolonialreiche auf. Sicher stellten
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in beiden Fällen die Kolonialreiche zusätzliche Machtquellen,
durch Zollpräferenzen geschützte Absatzgebiete, Rohstoffliefe-
ranten und Quellen wichtiger Dollareinnahmen dar. Das franzö-
sische Kolonialreich jedoch war kleiner und weit weniger be-
deutend für die metropolitane und die Weltwirtschaft als das bri-
tische. Die Sterling-Zone - wenngleich nicht identisch mit dem
Empire - stellte Ende der vierziger Jahre das größte Handels- und
Zahlungssystem der Welt dar. Das Commonwealth war der Ort
weit stärkerer und breiterer Loyalitäten als die Union Française:
ein identitätsstiftendes, die politische Ordnung des Vereinigten
Königreiches stützendes Band, in der Sicht vieler in London
(nicht zuletzt der Labour Party) gar ein alternatives, auf Koope-
ration und Konsultation (nicht Integration) beruhendes Welt-
system mit Vorbildcharakter für die übrige Welt. Die Bindung an
das Commonwealth hatte Priorität vor den Beziehungen zu
Europa. Anders Frankreich, das stets primär eine Kontinental-
macht war. Im Vergleich zum britischen Empire, das sich in ei-
nem langen Prozeß allmählich herausgebildet hatte, war das fran-
zösische Kolonialreich eine primär politische Schöpfung jünge-
ren Datums, geschaffen, so die Forschung, im Hinblick auf den
Rang Frankreichs in Europa und um nach der Niederlage von
1870/71 verlorene Größe wiederzugewinnen und den Verlust
Elsaß-Lothringens zu kompensieren. Der erbitterte Kampf um die
Kolonien in den fünfziger Jahren wurde nicht zuletzt mit Blick
auf die Stellung Frankreichs in Europa und gegenüber Deutsch-
land geführt. Das Schicksal der französischen Position in In-
dochina wurde eng mit dem der EVG verknüpft. Nur ein in
Indochina siegreiches Frankreich, so die Annahme, würde Frank-
reich ausreichend stärken und es in die Lage versetzen, neben ei-
ner wirtschaftlich, politisch und militärisch wiederhergestellten
Bundesrepublik in einer integrierten europäischen Armee Platz
zu nehmen. Die Verhandlungen über die EVG zeigten jedoch, daß
das militärische Engagement in Übersee umgekehrt zur Domi-
nanz der Bundesrepublik in der EVG zu führen drohte. Die eu-
ropäische Einigung gewann in dem Maße als Zielperspektive an
Bedeutung, als Frankreich unter dem Druck indigener Nationa-
lismen und dem Diktat der Supermächte von seinen kolonialen
Illusionen Abschied nehmen mußte. Das gescheiterte Suezaben-
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teuer war, so Pierre Guillen, der entscheidende Katalysator für die
Zustimmung der französischen Regierung zu den Römischen
Verträgen.5 Auch in Großbritannien stand die Hinwendung zur
EWG in enger Verbindung mit der Auflösung des Empire. Doch
war in Großbritannien die Stoßrichtung traditionell umgekehrt.
Hier hatte die Europapolitik funktionale Bedeutung für die glo-
bal ausgerichtete Weltpolitik. Auch von daher gewann Europa in
London nicht den Stellenwert, den es in der französischen Poli-
tik bekam.
Große Unterschiede zwischen beiden Ländern gab es (2) in den
strukturellen Gegebenheiten der Wirtschaft. Großbritannien ver-
fügte über eine von der Anzahl der Beschäftigten her kleine, aber
leistungsfähige Landwirtschaft und bezog einen Großteil seiner -
zudem preisgünstigeren - Nahrungsmittel aus dem Common-
wealth. Frankreich hingegen war ein stark agrarisch geprägtes
Land, in dem 1945 etwa zwei Fünftel der Erwerbstätigen in der
Landwirtschaft arbeiteten, die überdies eine geringe Produktivität
aufwies. Dieser Unterschied erklärt viel von dem späteren inte-
grationspolitischen Gegensatz beider Länder, der sich in starkem
Maße um die Einbeziehung der Landwirtschaft und die eng mit-
einander verknüpften Probleme der gemeinsamen Agrarpolitik,
ihrer Finanzierung und des Haushalts der EG drehte. Das hohe
Gewicht von Handel, Finanzen und Dienstleistungen prägte die
britische Wirtschaft. Im 19. Jahrhundert „économie dominante“
und „Werkstatt der Welt“, war Großbritannien ungleich stärker in
die Weltwirtschaft integriert als Frankreich. Das Pfund Sterling
war nach dem Dollar die zweite Reserve- und Leitwährung, über
die in den 50er Jahren 40-50% des Welthandels abgewickelt wur-
den. Frankreichs Öffnung zum Weltmarkt erfolgte im Rahmen
der EWG erst ab Ende der fünfziger Jahre. Für Großbritannien
hingegen waren Handelsexpansion und Exportförderung seit
1947 der Weg, um die Wirtschaft zu beleben, die Lücke in der
Handelsbilanz zu schließen und den Sozialstaat im Innern zu fi-
nanzieren. 
Große Unterschiede bestanden bei der Richtung der Ein- und
Ausfuhren und der auswärtigen Investitionen, wenngleich es bei
den langfristigen Trends durchaus Parallelen gab, allerdings auf
durchgehend sehr unterschiedlichem Niveau. Frankreichs Ab-
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satzmärkte lagen traditionell in Europa. Das Vereinigte König-
reich hatte sich ab etwa Mitte des 19. Jahrhunderts in einem nahe-
zu kontinuierlichen Prozeß außenwirtschaftlich immer stärker
zur überseeischen Welt hin orientiert - und damit weg vom
europäischen Festland. 1950 führte Großbritannien nur mehr et-
was über 10 % seiner Ausfuhren in das „Little Europe“ der sechs
Schuman-Plan-Länder aus. Annähernd 50 % der Exporte und
über 40 % der Einfuhren wurden mit dem Commonwealth abge-
wickelt. Erst ab Mitte der fünfziger Jahre kehrte sich der Trend
bei den Handelsströmen um - mithin zeitlich parallel zur Hin-
wendung zur EWG, aber deutlich vor dem britischen Beitritt zur
Gemeinschaft. Eine noch ausgeprägtere Konzentration auf die
außereuropäische Welt beobachten wir - und dies im Grunde bis
heute - bei den Investitionen. Anfang des 20. Jahrhunderts war
die Londoner City, die 1830 und 1840 noch großes Interesse an
Europa gezeigt hatte, kaum mehr an Kapitalanlagen in europäi-
schen Gebieten interessiert. Vom Volumen her weit umfangrei-
cher als das französische, war das britische im Ausland angeleg-
te Kapital breit über den Globus verstreut. Selbst 1962 entfielen
nur etwa 10 % der auswärtigen Investitionen auf Westeuropa
(EWG und EFTA zusammen). Die Muster von Handel, Finanzen
und Investitionen beeinflußten die Haltung zu Europa. Aufgrund
der Ausrichtung der Wirtschaft auf Commonwealth und Sterling-
Zone kam für die Regierung nach dem Kriege eine Beteiligung
an einer europäischen Zollunion nicht in Betracht.
Die britische Politik ist mit ihrer Konzentration auf das Empire
und die Sterling-Zone und der Ablehnung der europäischen Inte-
gration von der Forschung scharf kritisiert worden. Die Kritik
wurde genährt durch die gegenläufige wirtschaftliche Entwick-
lung der meisten EWG-Staaten einerseits und Großbritanniens
andererseits ab etwa Mitte der 50er Jahre: stürmisches Wachstum
hier, Stagnation, Zahlungsbilanzkrisen und Symptome von wirt-
schaftlichem Niedergang und „britischer Krankheit“ dort. Sicher
scheint, daß die britische Politik nach 1945 von falschen Annah-
men ausging, und im Nachhinein muß sie wohl als Irrtum be-
trachtet werden. Erwartet wurde, in Anlehnung an das Szenario
von 1918/19, eine weltweite Knappheit bei Rohstoffen. Der Han-
del mit dem Commonwealth und der Sterling-Zone würde, so die
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Annahme, Großbritannien die Führung im Welthandel verschaf-
fen. Es stellte sich jedoch heraus, daß der Handel zwischen den
industrialisierten Ländern weit schneller wuchs - am schnellsten
überdies in Westeuropa -, Commonwealth und Sterling-Zone aber
den stagnierenden Teil der Weltwirtschaft bildeten. Großbritan-
nien befand sich im falschen weltwirtschaftlichen Handelsblock.
War das absehbar und ab wann? Alan Milward meint, bereits
1948-50 habe sich abgezeichnet, daß der „Little-Europe-Bloc“
(also die spätere EWG) aufgrund der kräftigeren Expansion des
gegenseitigen intra-europäischen Handels einen weit günstigeren
Rahmen für Wachstum, Produktivität und Nationaleinkommen
bieten würde als das Commonwealth6. Dem läßt sich aus der Per-
spektive des Jahres 1950 entgegenhalten, daß sich der europäi-
sche Anteil am Weltexport in den vorhergehenden fünfzig Jahren
abgeschwächt, der Anteil der Dritten Welt hingegen zugenom-
men hatte. Die Preise für Primärprodukte stiegen erst ab 1952
langsamer als diejenigen für Industrieerzeugnisse. Jene Politiker,
die sich gegen Europa aussprachen, konnten also 1950 durchaus
mit langfristigen Trends argumentieren.
Schließlich (3) die Folgen des Krieges und der Kriegserfahrung,
so schwer diese beim gegenwärtigen Stand der Forschung auch
einzuschätzen sind. Sie sind wichtig für  unser Thema und sie
variierten nach Siegern und Besiegten. Großbritannien gehörte
neben den USA und der UdSSR zu den „Großen Drei“. Frank-
reich bildete einen Sonderfall: Zunächst Verlierer, zählte es spä-
ter zu den Siegern. Zu den Auswirkungen des Krieges gehört die
enge sicherheitspolitische Bindung Großbritanniens an die Ver-
einigten Staaten wie umgekehrt ein tiefes, durch den Krieg ver-
stärktes Mißtrauen gegenüber den Kontinentaleuropäern und
Zweifel an ihrer politischen Verläßlichkeit. Die „special rela-
tionship“ zu den USA, begünstigt durch gemeinsame Sprache
und ähnliche Wertvorstellungen, ist ein Produkt des Zweiten
Weltkrieges und des Zusammenbruchs Frankreichs im Jahre
1940. Der Sieg über Deutschland und die Rolle, die Großbritan-
nien dabei gespielt hatte, wurden als grandiose Bestätigung der
eigenen politischen Kultur und der nationalen Identität aufgefaßt
- und dies sicher mit einigem Recht, wenngleich wir aufgrund
neuerer Untersuchungen wissen, daß die historische Realität kei-
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neswegs immer dem sorgsam gepflegten Selbstbild einer im
Krieg einigen und solidarischen Nation entsprach. Anders Frank-
reich, das durch Niederlage, Besatzung und Kollaboration dis-
kreditiert war. Freilich gingen im französischen Falle gerade von
diesen Erfahrungen in Form der, wie es genannt worden ist, „ad-
vantages of defeat“ starke Neuerungs- und Modernisierungs-
impulse aus, von denen noch die Rede sein wird. Sicherung des
Status quo nach außen und, ab 1948, Konsolidierung im Innern
bildeten hingegen die Leitlinie britischer Politik. „We intend to
hold what we have gained here in this island“, erklärte Hugh
Dalton 1950 auf der Jahrestagung der Labour Party.7 Das legen-
däre, von den Zeitgenossen, lange Zeit auch von den Historikern,
als bahnbrechend betrachtete Reformprogramm der Attlee-
Regierungen - Nationaler Gesundheitsdienst, Verstaatlichungen,
Vollbeschäftigungspolitik - gab dem tief verankerten britischen
Überlegenheitsgefühl weiteren Auftrieb. Es festigte den Glauben
an den Nationalstaat und verstärkte die Vorbehalte gegenüber der
europäischen Integration: Warum, so fragte man sich rhetorisch
auf der Insel, sollte Großbritannien Souveränität an supranatio-
nale Behörden in dem Augenblick abtreten, in dem das politische
und gesellschaftliche System des Landes seine Vitalität, der bri-
tische Nationalstaat seine Reformfähigkeit unter Beweis gestellt
hatte? „It is no accident“, so Denis Healey 1952, „that in their
approach to European unity since 1945 the socialist parties of
Britain and Scandinavia have been most conservative - for they
have most to conserve.“8 Den „price of victory“9 bezahlte Groß-
britannien später: Nationale Mythen und eine als „success story“
überhöhte Deutung der eigenen Geschichte erwiesen sich als
starke Barrieren gegen Wandel und rechtzeitige Anpassung.
Diese Unterschiede - in den nationalen Erfahrungen und den
strukturellen Gegebenheiten - erklären einiges von den Unter-
schieden im integrationspolitischen Verhalten beider Länder. Der
konkrete Ausgangspunkt für die französischen Initiativen der
Frühzeit jedoch (Schuman- und Pleven-Plan) liegt woanders: Die
Lösung des Deutschland-Problems ist für Paris der wichtigste
Impuls für die europäische Integration gewesen. Hier liegt die
Ursache für die Wendung Frankreichs hin zu supranationalen
Entwürfen. 1948-50 trennen sich die Wege beider Länder. Groß-
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britannien, auf dem Zenit seiner Macht in Westeuropa, blieb bei
seinem Leitbild einer lockeren, pluralistischen, auf Kooperation
und Konsultation beschränkten Staatengemeinschaft ohne ver-
fassungsmäßige Einbindung. Londons Politik wurde atlantischer
in ihrer Ausrichtung. Frankreich hingegen erblickte nun in einer
durch starke Institutionen und supranationale Strukturen gestütz-
ten westeuropäischen Integration mit Beteiligung der Bundes-
republik den Weg, die doppelte Eindämmung - das Containment
der Sowjetunion und die Zähmung Westdeutschlands, Sicherheit
vor und mit Deutschland - zu bewerkstelligen.
Für Frankreich hatte das Deutschland-Problem traditionell einen
weit höheren Stellenwert als für Großbritannien. Sécurité: politi-
sche und wirtschaftliche Sicherheit vor Deutschland war die
Dominante der französischen Politik sowohl nach dem Ersten wie
nach dem Zweiten Weltkrieg. Die französische Regierung hatte
zunächst 1944-47 eine klassische, geopolitisch bestimmte Poli-
tik betrieben, die auf die Kontrolle des Nachbarn durch ein Sy-
stem von Allianzen (unter Einschluß der Sowjetunion), die Auf-
lösung der staatlichen Einheit und die Amputation Westdeutsch-
lands um Rheinland, Ruhr und Saar zielte. Und wie nach dem
Ersten Weltkrieg stieß Paris auf den Widerstand der USA und
Großbritanniens. Kalter Krieg, Marshall-Plan, die von den USA
und Großbritannien mit Nachdruck betriebene Wiedereingliede-
rung Westdeutschlands in die Weltwirtschaft, die Bildung eines
westdeutschen Staates, die Lockerung und Befreiung West-
deutschlands von Produktionskontrollen und Restriktionen,
schließlich (spätestens mit dem Korea-Krieg) das Verlangen nach
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik: all dies drängte Frank-
reich in die Defensive und veranlaßte Paris zu einer schmerzhaf-
ten Anpassung an die gewandelten Umstände. Gewiß, der Über-
gang zur neuen europäischen Politik war in früheren französi-
schen Planungen angelegt, und aus der Résistance heraus hatten
sich alternative Vorstellungen entwickelt. Der Wandel war mit-
hin nicht so abrupt, allerdings auch die europäische Wende kei-
neswegs so ausgeprägt wie neuerdings vielfach behauptet wird.
Der Bruch mit der alten Politik erfolgte 1950 mit dem Schuman-
Plan, nicht früher. Frankreich entschloß sich, ohne Großbritan-
nien zu handeln und die Bundesrepublik in eine kooperative
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Struktur einzugliedern, nachdem alle früheren französischen
Pläne, einen regionalen Machtblock in Westeuropa ohne West-
deutschland zu schaffen und bevor die Bundesrepublik ihre Stär-
ke wiedergewonnen hatte, gescheitert waren. Über die Herstel-
lung einer zunächst wirtschaftlich fundierten Interessengemein-
schaft, so die dem Schuman-Plan zugrundeliegende Kernidee,
sollte der historische deutsch-französische Gegensatz aus der
Welt geschafft und eine kontrollierte Partnerschaft mit der Bun-
desrepublik ermöglicht werden. Die Einbindung in europäische
Strukturen sollte die Entwicklung und Nutzung des deutschen Po-
tentials ermöglichen, ohne daß dies erneut seine für Frankreich
und das europäische Staatensystem gefährliche Dynamik entfal-
ten würde. Sie sollte die Bundesrepublik fest im Westen veran-
kern, einem neuen Rapallo, Sonderarrangements mit der Sowjet-
union und Neutralisierungstendenzen vorbeugen. Die Hinwen-
dung zur neuen Politik war, wie wir aufgrund neuerer Studien
wissen, zögernd, partiell, stark umstritten in der französischen
Administration und begleitet von Rückschlägen. In der Praxis
war es keineswegs eine Politik wie aus einem Guß, und in man-
chem war es eine Politik des Sowohl-Als-Auch. Dennoch han-
delte es sich um eine Weichenstellung mit weitreichenden Fol-
gen.
Auch die wirtschaftliche Modernisierung des Landes wurde, flan-
kiert durch amerikanisches Kapital, in europäischen Strukturen
angestrebt. Nur auf der Basis ökonomischer Stärke, so die ver-
breitete Überzeugung, würde Frankreich seine Sicherheit und in-
ternationale Stellung gewährleisten können. Der Schuman-Plan
sollte Engpässe bei der Kohleversorgung beheben und die Wett-
bewerbsfähigkeit der Stahlindustrie verbessern. Von der Integra-
tion der Atomenergie versprach sich Jean Monnet wirtschaftliche
Wachstumsimpulse und die Kontrolle der zivilen Nutzung der
Kernenergie durch die Bundesrepublik. Und ein drittes Moment
französischer Integrations- und Europapolitik (neben Deutsch-
land-Problem und Modernisierung) beobachten wir in der An-
fangsphase der europäischen Einigung. Wie die beiden ersten
Merkmale zieht es sich bei allen inneren Differenzierungen und
Brüchen wie ein roter Faden durch die französische Politik der
folgenden Dekaden. Frankreich war nach dem Kriege finanz- und
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sicherheitspolitisch in hohem Maße von den USA abhängig, eine
Abhängigkeit, die die nationale Souveränität zutiefst beeinträch-
tigte und in Frankreich zunehmend unwilliger aufgenommen
wurde. Die europäische Einigung war auch konzipiert als Bau-
stein für ein (insbesondere gegenüber den USA) unabhängigeres
Frankreich und Europa. Davon wird später die Rede sein.
Bei allen drei Merkmalen stellen wir starke britisch-französische
Unterschiede fest. Stand bei Frankreich das industrielle und land-
wirtschaftliche Wachstum im Vordergrund, genossen in London
die Währungsstabilität, die Stärke des Pfund Sterling - als Sym-
bol britischer Weltgeltung - und die Währungskooperation mit
den USA Vorrang. Die Verwendung der Gegenwertmittel des
Marshall-Planes ist aufschlußreich für die gegensätzlichen Prio-
ritäten beider Länder: Während Großbritannien die Gelder für die
Rückzahlung öffentlicher Schulden verwandte, wurden sie in
Frankreich für produktive Investitionen, d. h. industrielle Er-
neuerung, eingesetzt. Beide Länder verfolgten unterschiedliche
Varianten der Anpassung an die veränderten Bedingungen der
Nachkriegszeit. Großbritannien stützte sich auf die USA und das
Commonwealth, Frankreich zunehmend auf den westeuropä-
ischen Einigungsprozeß, um Wachstum, Rang und Einfluß zu
wahren. Der deutsch-französische Ausgleich wurde in London
begrüßt, das Potential der europäischen Integration, Frieden und
Stabilität zu sichern, jedoch skeptisch eingeschätzt. Die Kontrol-
le und Einbindung der Bundesrepublik sollten über die NATO er-
folgen. Ein integriertes Europa, so die in Großbritannien vor-
herrschende Annahme, würde politisch ebenso instabil und
schwach wie die Vierte Republik Frankreichs sein. Schließlich:
London wollte verhindern, daß die europäischen Institutionen
Ausgangspunkt einer Loslösung Westeuropas von den USA wür-
den. Auf diesen Punkt werde ich später zurückkommen.
II.
Integration wird unterschiedlich definiert. Sie kann, sehr allge-
mein gesprochen, als Zusammenschluß oder als Bildung und
Aufrechterhaltung enger Interaktionsmuster zwischen früher au-
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tonomen Einheiten verstanden werden. Diese Muster können po-
litischer, wirtschaftlicher oder sozialer Natur sein. Integration
kommt auf unterschiedliche Weise zustande. Grob gesprochen,
kann zwischen solchen Formen unterschieden werden, die sich
aus der autonomen Dynamik von Märkten, Technologien, Kom-
munikation oder sozialem Wandel ergeben und solchen, die dem
Impetus politischer Entscheidungen folgen, die den Interaktions-
prozeß in politisch gewollte Bahnen lenken. Enger gesprochen
läßt sich zwischen Markt- und Politikintegration unterscheiden.
Marktintegration will Handelshemmnisse beseitigen und größe-
re Wirtschaftsräume schaffen, die Politikintegration einzelne
Politikbereiche gemeinschaftlicher Kontrolle unterstellen. Die
Träger des Integrationsprozesses sind im ersten Falle die Wirt-
schaftssubjekte, im anderen Falle vornehmlich nationale Regie-
rungen und supranationale Bürokratien. Beide Methoden sind
idealtypische Verkürzungen und im System der EG keine Ge-
gensätze. Sie müssen, wie im EWG-Vertrag angelegt, als kom-
plementäre Formen gesehen werden. Auch die Integrationspoli-
tik der hier untersuchten Länder enthält beide Momente - freilich,
und das ist der zentrale Punkt, in sehr unterschiedlicher Gewich-
tung.
Großbritannien war, wenn überhaupt, ein Vertreter der Markt-
integration, Frankreich ein Verfechter der Politikintegration. Bei-
spiele sind das von der britischen Regierung 1956 vorgeschlagene
Projekt einer die OEEC-Staaten umfassenden industriellen
Freihandelszone und die Europäische Freihandelsassoziation
(EFTA). Auf dem Festland stieß das Freihandelszonenkonzept
bei all jenen auf großes Interesse, denen die Zollunion (also die
EWG) als dirigistisch, protektionistisch und nach innen gewandt
erschien - in der Bundesrepublik insbesondere in den Kreisen um
Ludwig Erhard. Das Projekt wurde von de Gaulle im November
1958 abgelehnt. Es bildete die Basis für die EFTA. Die EFTA be-
schränkte sich im Kern auf Freihandel im Industriebereich und
kam mit einem Minimum an institutioneller Formalisierung aus.
Sie sah keine gemeinsamen Politiken, keinen gemeinsamen
Außenzoll und keinerlei unabhängige Behörde - ähnlich der
EWG-Kommission - vor. Sie beruhte auf der Überzeugung, daß
politische und wirtschaftliche Integration voneinander getrennt
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gehalten werden konnten. Zwar wandte sich die britische Regie-
rung bald der EWG zu, doch war dies nur zum Teil mit der
Bereitschaft zur Übernahme der politischen Zielsetzungen der
EG, ihrer Weiterentwicklung zur politischen Union, verbunden.
Integration sollte der Herstellung eines gemeinsamen Marktes
dienen und politisch die Form einer engeren Zusammenarbeit
zwischen souveränen, unabhängigen Staaten annehmen. 
Anders Frankreich. Der Schuman-Plan und das Projekt einer Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft entsprangen gerade dem Bestre-
ben, das deutsche Wirtschaftspotential in politisch kontrollierte
Kanäle zu lenken. Das liberale Konzept der Integration war für
Paris nicht akzeptabel. In der EWG sind von den französischen
Regierungen starke Impulse zur Entwicklung von Gemein-
schaftspolitiken ausgegangen. Der voluntaristisch gefärbte Be-
griff der „construction européenne“ - von „intégration européen-
ne“ ist im französischen Sprachgebrauch selten die Rede - deutet
darauf hin, daß die europäische Einigung nicht dem Markt über-
lassen werden darf, sondern der leitenden Hand der Politik be-
darf.
Wie sind die britisch-französischen Unterschiede zu erklären? In
die Unterschiede fließen in der einen oder anderen Form all jene
Faktoren ein, die die Haltung beider Länder zur europäischen In-
tegration prägen. Dahinter verbergen sich auch gegensätzliche
Vorstellungen über die Rolle von Markt und Staat und unter-
schiedliche Staatstraditionen und Modernisierungsstrategien, die
auf die europäische Ebene übertragen wurden. Frankreich kennt
eine lange, bis zum Absolutismus und Colbert zurückreichende
Tradition der Staatsintervention. Die nach 1945 forcierte Moder-
nisierung der Wirtschaft wurde über die staatliche „planification“
vorangetrieben. Sie war Teil einer breiteren Neuerungsbewegung
und ist in engem Zusammenhang mit anderen Strukturreformen:
Nationalisierungen, Reform der Unternehmensverfassung und
Aufbau des Sozialstaates zu sehen. In all diesen Reformen wur-
de dem Staat eine zentrale Rolle für das Aufholen des französi-
schen Rückstandes, für wirtschaftliches Wachstum und die Über-
windung malthusianistischer Denkhaltungen zugeschrieben.
„Planning“ diente nicht dem Aufbau des Sozialismus, sondern
der industriellen Erneuerung. Der Erfolg der staatlichen Maß-
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nahmen ist in der Forschung unterschiedlich eingeschätzt wor-
den. Neuerdings haben sie von Serge Berstein und Pierre Milza
erneut eine sehr positive Bewertung erfahren.10 Verstaatlichun-
gen, Kontrollen, Sozialreformen und „planning“ prägten nach
1945 auch die britische Wirtschaftspolitik. Der kontinentaleuro-
päische Staatsbegriff jedoch ist den meisten Briten fremd. „Plan-
ning“ gestaltete sich in der Praxis als Steuerung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung über die Haushalts-, Steuer- und Fi-
nanzpolitik - und weniger oder gar nicht wie im französischen
Fall als Förderung von Schlüsselsektoren, in die die Investitionen
gelenkt wurden. Die Stabilität des Pfund Sterling, der Aufbau des
Sozialstaates und - vor dem Hintergrund der hohen Arbeitslosig-
keit der Zwischenkriegszeit - die Sicherung von Vollbeschäfti-
gung standen im Vordergrund. In den Beziehungen mit der Indu-
strie und den Gewerkschaften setzte die Regierung im Einklang
mit den liberalen Traditionen des Landes auf Konsultation, Part-
nerschaft und freiwillige Methoden, nicht oder weniger auf Lei-
tung und Kontrolle. In der Natur, weniger im Ausmaß staatlicher
Intervention liegt mithin der eigentliche Unterschied zwischen
beiden Ländern. Der britisch-französische Unterschied wird auch
deutlich werden, wenn wir uns dem dritten Themenbereich - den
Institutionen - zuwenden. 
III.
Institutionen sind für die europäische Einigung wichtig gewesen.
Sie bilden den Rahmen für Aushandlungsprozesse, prägen Ein-
stellungen und Verhaltensmuster. Sie haben mit dazu beigetragen,
daß sich in Westeuropa zunehmend, wie Ralf Dahrendorf es ge-
nannt hat, eine „habit of cooperation“ herausgebildet hat.11 In der
Institutionalisierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit sieht
Alan Milward einen wesentlichen Grund dafür, warum die poli-
tische und wirtschaftliche Rekonstruktion Westeuropas nach dem
Zweiten Weltkrieg im Unterschied zur Zwischenkriegszeit ge-
lungen ist.12 
Im institutionellen Bereich sind die französischen Initiativen
höchst widersprüchlich gewesen, gekennzeichnet durch ein
Schwanken zwischen föderalen, supranationalen und strikt zwi-
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schenstaatlichen Lösungsversuchen. Mal trumpfte Frankreich als
die „nation animatrice“ der europäischen Integration auf, mal trat
es  als  Bremser  der  Einigung  hervor,  so  beim  Scheitern  der
EVG,  im Vorfeld  der  EWG  oder  Mitte der  sechziger Jahre, als
de Gaulle die Politik des leeren Stuhles betrieb. Die französische
Regierung präsentierte sich als Anwalt supranationaler Lösun-
gen, Großbritannien als der Verfechter nationalstaatlicher Sou-
veränität. Spätestens seit den Tagen de Gaulles hat dieser Kon-
flikt viel von seiner französisch-britischen Brisanz, durch den
komplexen Kooperationsverbund der EG und die vielfältigen
Formen Souveränität einschränkender Interdependenz manches
von seiner ursprünglichen Bedeutung verloren. Vermutlich hat er
nur eine Weile die Bedeutung gehabt, die ihm weithin beigemes-
sen wurde. Auch in Frankreich war das Prinzip der Supranatio-
nalität stets stark umstritten. Seine Bedeutung für die französi-
sche Politik hat viel mit Jean Monnet zu tun, dessen Einfluß in
Paris zurückging, als er die Präsidentschaft der Hohen Behörde
der EGKS übernahm und Robert Schuman im Januar 1953 den
Quai d’Orsay verlassen mußte. Die Verständigung zwischen Ge-
orges Pompidou und Edward Heath über die EG als einer primär
nationalstaatlich verfaßten Einrichtung bildete - neben dem
Wunsch nach Ausbalancierung des stärkeren Gewichtes der Bun-
desrepublik - die Geschäftsgrundlage des britischen Beitritts zur
EG. Auch in der Frage der Kompetenzen und der Machtvertei-
lung der europäischen Institutionen haben sich die Positionen bei-
der Länder stark angeglichen. Beide stehen einer starken Aus-
weitung der Befugnisse des Europaparlaments wie auch einer
Stärkung der Kommission skeptisch (Frankreich) oder ablehnend
(Großbritannien) gegenüber und betrachten den Rat (Ministerrat)
oder den Europäischen Rat (der Staats- und Regierungschefs) als
die zentrale politische Entscheidungsebene. Hier traten sie - sel-
ten genug - als Bündnispartner auf.
In anderen Fragen - hinsichtlich der Bildung und dem Verständ-
nis von Institutionen und der Institutionalisierung europäischer
Kooperation und Integration - hat es weniger Annäherung gege-
ben. Von Beginn an hat Frankreich großen Einfluß auf den Inte-
grationsprozeß genommen. Über neue, starke Institutionen oder
über Verträge sollte der Prozeß beeinflußt oder vorangetrieben
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werden. Nach britischem Verständnis hingegen konnten dauer-
hafte und stabile Institutionen sich nur allmählich entwickeln und
erst am Ende eines langen Prozesses vertiefter Kooperation ste-
hen. Praktische Zusammenarbeit sollte der institutionellen Form
vorangehen, nicht umgekehrt. Die britische Auffassung offen-
barte sich mit Deutlichkeit in der Reaktion Whitehalls auf die Plä-
ne der Europäischen Einigungsbewegung, eine Art europäischen
Bundesstaat mit eigener Verfassung zu schaffen. Man könne, hielt
Außenminister Bevin den kontinentaleuropäischen Föderalisten
1948 entsetzt entgegen, das Dach nicht aufschlagen, bevor nicht
das Gebäude errichtet sei. „To us“, so ein britischer Minister
1983, „institutions must be subservient to policies. Closer co-
operation should not be forced but must grow out of practical
ways in which as a Community we can work for our common
good. Substance and reality must come before form.“13
Unterschiede in der Herausbildung und Arbeitsweise nationaler
politischer Systeme und unterschiedliche Verfassungstraditio-
nen, so wird deutlich, prägten unterschiedliches integrationspoli-
tisches Verhalten. Großbritannien hat keine geschriebene Verfas-
sung, Frankreich hingegen, oft als „konstitutionelles Laboratori-
um“ bezeichnet, kennt eine seit der Revolution von 1789 un-
unterbrochene Abfolge von Verfassungsdokumenten. Aufgrund
ihrer häufigen Änderungen haben Verfassungen nie die Bedeu-
tung einer fundamentalen Charta der Nation gehabt. Lange Zeit
hat das „Westminster-Modell“ die Rolle eines analytischen Maß-
stabes und normativen Leitbildes gespielt. Das britische Regie-
rungssystem hat sich allmählich herausgebildet. Das Fehlen ab-
rupter Veränderungen hat, so Bernard Alford, „a society of great
institutional depth“ hervorgebracht.14 Alt hergebrachte Institutio-
nen - insbesondere das Parlament - machen einen wichtigen Teil
der Identität des Landes aus. Die neuere Geschichte Frankreichs
ist demgegenüber durch eine große Instabilität der politischen
Institutionen und Regierungssysteme gekennzeichnet. Das gilt
besonders für die Vierte Republik, deren schwache Regierungen
in der Öffentlichkeit der Gegenstand von Feindschaft, Spott und
Hohn waren. Auch von daher dürfte es Frankreich leichter gefal-
len sein, nationale Ziele im Rahmen neuer europäischer Institu-
tionen zu definieren.
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Für die französischen Regierungen war die Europapolitik Teil
ihrer Gesamtpolitik, gleichsam die Verlängerung der nationalen
Politik auf die europäische Ebene. Nationale Interessenpolitik
wurde mit der Vision Europa verknüpft und auch mit supranatio-
nalen Instrumenten betrieben. Die Regierung in Paris hat wie-
derholt - oft rhetorisch stark überhöht und mit Blick auf die in-
nenpolitische Klientel - langfristige Ziele definiert und Initiati-
ven ergriffen, um die eigene nationale Politik abzusichern und zu
ergänzen. Beispiele sind der Schuman-Plan, die EVG, die Ge-
meinsame Agrarpolitik, die Vorstellung von Europa als Sozial-
raum oder als Technologiegemeinschaft. Über die EG sollten
Ressourcen für die Aufrechterhaltung einer die eigenen Mittel
übersteigenden Weltmachtrolle, für wirtschaftliche Modernisie-
rung und Technologieförderung mobilisiert, Anpassungskosten
auf den Haushalt der EG oder die Gesamtheit der Konsumenten
abgewälzt wie über den Außenschutz wettbewerbsschwacher
Branchen abgefangen werden. Der Erfolg dieser vielfältigen
Initiativen ist schwer einzuschätzen. Vor allem über die Gemein-
same Agrarpolitik und ihre Finanzierung verstanden es die fran-
zösischen Regierungen, nationale Imperative mit einer Auswei-
tung der EG-Aktivitäten zu verknüpfen. Vielfach jedoch sind die
französischen Regierungen mit ihren Initiativen auf den starken
Widerstand der übrigen EG-Mitglieder gestoßen.
In scharfem Gegensatz dazu steht die britische Politik. Ihr hat es
an klar definierten Zielen gefehlt. Selten wurde die EG als zu-
sätzliche Handlungsebene aktiv im Sinne britischer Interessen ge-
nutzt. Die Thatcher-Administration, die in vielem aus dem main-
stream britischer Politiktradition herausfällt, bildet auch hier die
Ausnahme. Der britisch-französische Unterschied rührt nicht nur
aus verbreiteter insularer Skepsis gegenüber der EG oder daher,
daß die ja vor der britischen EG-Mitgliedschaft festgelegten Re-
gelungen und Strukturen der EG - der „acquis communautaire“ -
das Vereinigte Königreich benachteiligten. Das trifft für den
Haushalt der EG, die Gemeinsame Agrarpolitik und deren Fi-
nanzierung durchaus zu. Das hängt auch mit dem im Vergleich zu




Ich komme zum letzten Teil, den Außenbeziehungen und der
Außenpolitik beider Länder. Haben Frankreich und Großbritan-
nien, so die Frage, den Glauben an die Autonomie und Spezifik
europäischer Interessen in der internationalen Politik als Ziel
europäischer Politik geteilt? Was war ihre Auffassung von der
Rolle Europas in der Welt? Lassen sich Annäherungen feststel-
len? Trotz zahlreicher Gemeinsamkeiten hat es gerade in dieser
Frage starke Gegensätze zwischen beiden Ländern gegeben. Be-
sonders das Verhältnis zur westlichen Dominanzmacht, den USA,
ist strittig gewesen.
Leitbild britischer Weltpolitik nach dem Kriege war das von
Winston Churchill 1948 auf den Begriff gebrachte, für Politik und
Forschung gleichermaßen ungemein einflußreiche Konzept der
Drei Kreise, wonach sich das Vereinigte Königreich als Scharnier
am Schnittpunkt dreier sich überlappender Einheiten - Empire/
Commonwealth, Nordamerika/USA, Europa - befand. „With Eu-
rope, but not of it“15, vom Selbstverständnis her nicht nur zu einem
Kontinent, sondern zu allen gehörend, nahm Europa im Zielka-
talog britischer Politik einen untergeordneten Platz ein. Die bri-
tische Politik der Nachkriegszeit beruhte auf dem Axiom, daß die
wirtschaftliche Rekonstruktion und die Sicherheit Westeuropas
ohne die Unterstützung und Präsenz der USA auf dem alten Kon-
tinent nicht zu gewährleisten seien. Die westeuropäische Inte-
grationsbewegung sollte, wie es 1951 formuliert wurde, weg von
„exclusively European ideas“ hin zu einer „Atlantic communi-
ty“16, zu einer Pax Atlantica geführt werden.
Verschiebungen im internationalen System, Krisensymptome der
eigenen Wirtschaft, aber auch die Entschlossenheit der sechs
Schuman-Plan-Länder, ihre Ressourcen durch Verschmelzung
ihrer Volkswirtschaften zu optimieren und das Projekt der Eini-
gung voranzutreiben, bewirkten ab etwa 1956/57 in London eine
vorsichtige und sehr allmähliche Verlagerung der politischen Pri-
oritäten. Die Fundamente britischer Großmachtstellung -
Währung, Sterling-Zone und Commonwealth - gerieten ins Wan-
ken. In der Politik der USA verlor Großbritannien seinen vormals
privilegierten Platz. Die EWG wurde als das neue Machtzentrum
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Westeuropas angesehen. Wollte die britische Regierung Spiel-
raum für ihre europäischen und atlantischen Interessen und für
die traditionell beanspruchte Rolle als Brücke zwischen den USA
und dem Festland behalten, galt es, einen Platz in der EWG an-
zustreben.
Großbritannien ist heute politisch und wirtschaftlich eng mit dem
Kontinent verflochten. Etwa 50 % des Außenhandels werden mit
der EG abgewickelt. Die großen Verbände der Wirtschaft befür-
worten eine aktivere Rolle des Landes in der Gemeinschaft. Das
Commonwealth spielt in der britischen Politik nur mehr eine sehr
geringe Rolle. In konkreten Sachfragen hat die britische Regie-
rung wiederholt die Unteilbarkeit europäischer Interessen - auch
gegenüber den USA - betont. Zwei Kontinuitäten jedoch, die auch
starke Unterschiede zu Frankreich markieren, blieben bestehen:
Die britische Politik orientierte sich am Leitbild einer weiteren,
wirtschaftlich nach außen offenen und lockerer strukturierten Ge-
meinschaft, Frankreich wünschte umgekehrt eine politisch hand-
lungsfähige, um einen festen Kern gruppierte, nach außen stärker
abgeschlossene Gemeinschaft, die als neue Großmacht agieren
kann. Zweitens durfte die Stärkung der europäischen Institutio-
nen aus britischer Sicht nicht zur Herausbildung eines sicherheits-
und verteidigungspolitisch eigenständigen regionalen Macht-
blocks, losgelöst von den USA, führen. 
Anders Frankreich: Die Herauslösung Frankreichs aus der
militärischen Integration der NATO und die Bildung eines sich
vom Atlantik bis zum Ural erstreckenden „europäischen Europa“
sollten Frankreich Unabhängigkeit zurückgeben, die Teilung
Deutschlands und des Kontinents überwinden („Überwindung
Yaltas“), Europa Manövrierfähigkeit und Eigenständigkeit, ins-
besondere gegenüber den USA, verschaffen. Diese Konzeption
ist mit dem Namen de Gaulles verbunden. Sie hat jedoch in der
einen oder anderen Weise die französische Politik insofern ge-
prägt, als Frankreich die Organisierung Europas nicht nur als Weg
betrachtete, Westeuropa in die atlantische Welt zu integrieren
(was das Anliegen Londons war), sondern auch als Baustein für
eine selbständigere politische Einheit Europa (was London ab-
gelehnt hat). Der Ausbau der EWG als Zollunion statt einer
bloßen Freihandelszone (wie Großbritannien es wollte) sollte die
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Gemeinschaft als handlungsfähige Wirtschaftsmacht mit einem
eigenen handelspolitischen Instrumentarium konstituieren und
die Voraussetzungen für gemeinschaftliche Konkurrenzstärkung
nach außen verbessern. Die neuere französische Forschung be-
tont die Kontinuitäten zwischen der Vierten und der Fünften Re-
publik, vor allem im Nuklear- und Verteidigungsbereich. Es gilt
jedoch zu betonen, daß die Vierte Republik Unabhängigkeit in
der Interdependenz anstrebte. Ihr Ziel war es, die ungleiche
Machtverteilung in der NATO auszugleichen, nicht sie zu ver-
lassen. 
Auf die Widersprüche der durchaus zukunftsweisende, visionäre
Elemente enthaltenden Sicht de Gaulles ist in der Forschung wie-
derholt hingewiesen worden. Sie sollen hier nicht abgehandelt
werden. Sie rühren her aus dem Pochen auf nationale Unabhän-
gigkeit und dem Anspruch, als Sprecher Westeuropas aufzutre-
ten, aus der Kluft zwischen den Ambitionen und den Realitäten
französischer Macht und aus dem Zwiespalt zwischen nationalen
und europäischen Momenten in der französischen Politik. Ob der
Zwiespalt in seiner vollen Tragweite de Gaulle bewußt war, er-
scheint fraglich, ging er doch wie selbstverständlich vom Glau-
ben an die Identität französischer, europäischer und universaler
Interessen aus, der seit den Tagen der levée en masse die franzö-
sische Nation kennzeichnet. Sie reflektierten jedoch auch ein tie-
feres Dilemma französischer Integrations- und Europapolitik.
Die Integration und Kontrolle der Bundesrepublik in europäi-
schen Institutionen drohten Frankreich identische Fesseln wie der
Bundesrepublik anzulegen, in einer Gemeinschaft zudem, in der
die Partner Frankreichs zumindest im Sicherheitsbereich atlanti-
scher dachten als Frankreich. Die Diskussionen über das ge-
scheiterte EVG-Projekt zeigten dies. Paris suchte sich dem ein-
mal durch die Einschränkung der supranationalen Elemente der
europäischen Integration und - in den sechziger Jahren - durch die
Umwandlung der EG in eine bloß konföderale Politische Union
zu entziehen. Zweitens, durch die Entwicklung einer eigenen
Atomstreitmacht, durch militärpolitische Autonomie, eine aktive
Weltpolitik und die Betonung der internationalen Statusunter-
schiede im Vergleich zu Deutschland sollte zudem das wachsen-
de wirtschafts- und währungspolitische Gewicht der Bundesre-
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publik ausgeglichen werden. So entstand ein prekäres Gleichge-
wicht in Westeuropa, das aufgrund der deutschen Einigung und
der Gewichtsverlagerung von den militärischen hin zu den wirt-
schaftlichen Attributen der Macht in Frage gestellt ist.
V.
Ich komme zum Schluß. Auch für die EG hat mit dem Umbruch
in Europa ein neuer Abschnitt ihrer Geschichte begonnen. Die
disziplinierende Funktion, die der bipolare Ost-West-Konflikt auf
die westeuropäischen Staatenbeziehungen und den inneren Zu-
sammenhalt der EG gehabt hat, ist entfallen. Gesamteuropäische
Lösungsversuche, wie sie bis nach dem Zweiten Weltkrieg selbst-
verständlich waren, gewinnen an Gewicht. Mit den Beschlüssen
von Maastricht ist erneut das Für und Wider einer europäischen
Einigung und unterschiedlicher Integrationsmodelle entbrannt.
Verstärkt wird die Frage gestellt, ob nicht eine immer enger wer-
dende europäische Kooperation, nicht jedoch Integration und
eine politische Union im engeren Sinne, wünschenswert sei.
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